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Entwurf eines „Gesetzes zur Einführung einer Länderöffnungsklausel zur Vorgabe 
von Mindestabständen zwischen Windenergieanlagen und zulässigen Nutzungen“

„ (…) Die Einzelheiten, insb. zur Abstandsfestlegung und zu den Auswirkungen der 
festgelegten Abstände auf Ausweisungen in geltenden Flächennutzungsplänen und 
Raumordnungsplänen, sind in den Landesgesetzen nach Satz 1 zu regeln. Die Länder 
können in den Landesgesetzen nach Satz 1 auch Abweichungen von den festgelegten 

Abständen zulassen.“



Ein bebauungsplanbezogenes Planungsverbot im Hinblick auf Flächen für die 
Windenergie wird in nicht wenigen Fällen die verfassungsrechtlich garantierte 

kommunale Planungshoheit aus Art. 28 Abs. 2 GG bzw. Landesverfassungsrecht 
verletzen. Unabhängig davon würde es die jetzige konzeptionelle Gestalt des BauGB 

konterkarieren.

These 1:



Der Gesetzentwurf macht die fortbestehende Regelung des § 35 Abs. 3 S. 3 BauGB 
praktisch funktionslos, so dass von der Öffnungsklausel Gebrauch machendes 

Landesrecht entweder einen echten Normkollisionsfall im Verhältnis zu 
höherrangigem Bundesrecht oder – und das in jedem Fall – einen qualifizierten 

Wertungswiderspruch auslöst. 

These 2:



Der Gesetzentwurf führt auch nach der Rechtsprechung zur handgreiflichen Gefahr, 
dass jede Anwendung von § 249 Abs. 3 S. 1 BauGB (n.F.) durch ein Land letztlich ins 

Leere geht, weil die beabsichtigte Regelung nicht den nach wie vor bestehenden 
Anforderungen des verbleibenden, „öffnungsklauselfesten“ Bundesrechts (v.a. § 35 

Abs. 3 S. 3 BauGB) an ein Mindestmaß an Positivflächen in den einzelnen 
Gemeindegebieten des jeweiligen Landes genügt und sich das Bundesrecht 

durchsetzt.

These 3:



Der Gesetzentwurf erzeugt Friktionen zu Abstandsflächenregelungen, die sich 
immissionsbezogen aus der Anwendung der TA-Lärm ergeben.

These 4:



Die inhaltlichen Defizite des Gesetzentwurfs lassen verfassungs- und 
verwaltungsprozessuale Rechtsbehelfe seitens der Betreiber von 

Windenergieanlagen und von Gemeinden aussichtsreich erscheinen.

These 5:



Fazit:

1. Der Gesetzentwurf ist in sich inkonsistent und widersprüchlich.

2.   Der Gesetzentwurf ist „weder Fisch noch Fleisch“ (typisches GroKo-Produkt).

3.   Der Gesetzentwurf ist ein Lehrstück symbolischer Gesetzgebung.


